
Zur CSU schreibt die Neue Osnabrücker Zei-
tung: „Schockwellen aus Wildbad Kreuth, die
die Bundespolitik erschüttern? Weiß-blaue Ver-
gangenheit! Von jener Hochspannung, die ehe-
dem Klausurtagungen der CSU-Landesgruppe
kennzeichneten, war nichts zu spüren.“
Zum Gesundheitsfonds meint die Thüringische
Landeszeitung aus Weimar: „Gelackmeiert
sind vor allem die Kassen, die gut gewirtschaf-
tet haben. Denn wer bis jetzt mit niedrigen Bei-
tragssätzen locken konnte, wird ab Januar
2009 über den Kamm der Gleichmacherei ge-
schert.“
Zu den US-Vorwahlen kommentiert die Berli-
ner Zeitung: „Vieles ist Show im amerikani-
schen Wahlkampf, und das Geld spielt eine un-
anständig große Rolle. Und doch schafft es
dieses System alle vier Jahre, eine basisdemo-
kratische Bewegung in Gang zu setzen, von der
die Parteien in Europa nur träumen können.“

PRESSESCHAU

Millionen Pendler
können wieder etwas
mehr hoffen. Die
Entscheidung der
obersten Finanzrich-
ter über die Kürzung
der Pendlerpauscha-
le lässt zwar noch
gut zwei Wochen auf

sich warten. Zusammen mit einem
noch für 2008 angekündigten Urteil
des Bundesverfassungsgerichts ste-
hen aber die Chancen durchaus gut,
dass die von der Koalition willkürlich
vorgenommene Kappung der vollen
Wegekosten wieder aufgehoben wird. 

Die unsinnige Kürzung stand ohne-
hin ständig unter Beschuss. Weil damit
gerade in ostdeutschen Bundeslän-
dern, wo die Jobs nur selten vor der
Haustür liegen, viele Pendler für ihre
Mobilität noch steuerlich benachteiligt
werden. Zudem haben die Münchner Fi-
nanzrichter in einem vorherigen Eilver-
fahren schon verfassungsrechtliche
Bedenken angemeldet. Mit dem be-
merkenswerten Ergebnis, dass die Fi-
nanzämter die Eintragung der vollen
Wegekosten in die Lohnsteuerkarten
genehmigen müssen. Das Konzept der
Koalition zur Haushaltskonsolidierung
ist zwar insgesamt der richtige Weg,
stupides Sparen allein auf Kosten der
Bürger ist allerdings der falsche An-
satz. 

@a.boehmer@lvz.de

STANDPUNKT

Von André Böhmer 

Unsinnige Kürzung

Es ist eine merkwür-
dig anmutende Tradi-
tion US-amerikani-
scher Präsidenten,
sich in den letzten
Monaten ihrer Amts-
zeit mit aller Macht
der Lösung des Nah-
ost-Problems zu ver-

schreiben. Bill Clinton glaubte, für einen
israelisch-palästinensischen Ausgleich
genüge ein Jahr. Bekanntlich scheiterte
er. Auch Bushs Versuch, bis zu seinem
Amtsende einen Friedensvertrag auf
den Weg zu bringen, dürfte ein ähnli-
ches Schicksal beschieden sein. 

Die Gründe ähneln sich zum Teil: Ein-
seitige Parteinahme für Israel statt neu-
traler Vermittlung, Unterschätzung des
Palästina-Problems als Kern des Nah-
ost-Konflikts und der Irrglaube, eine Lö-
sung hinge nur vom guten Willen der je-
weiligen Führungsseiten ab. Doch sie
unterscheiden sich auch, und zwar in
durchaus bedeutsamen Punkten. Clin-
ton war Präsident einer unbestrittenen
Supermacht; er hatte mit Arafat einen
ungeliebten aber immerhin durchset-
zungsfähigen Ansprechpartner auf pa-
lästinensischer und mit Rabin sowie Ba-
rak im eigenen Land angesehene Regie-
rungschefs auf israelischer Seite. 

Nichts davon gilt mehr. Das Amerika
Bushs genießt im Nahen Osten kaum
noch Reputation, Olmert und Abbas sind
sogar zu schwach, um für eine substan-
zielle Lösung nötige minimale Schritte
durchzusetzen. Bush ist es gerademal
gelungen, Olmert zu ein paar Lippenbe-
kenntnissen über den Stopp des Sied-
lungsbaus von Har Homa zu bewegen.
Vielleicht verhelfen diese Äußerungen
Abbas zu einer kurzzeitigen Stärkung ge-
genüber Hamas. Mehr erwartet wohl
Bush selbst nicht. Auch sein zweites
Ziel, die Wiederbelebung der anti-irani-
schen Front vor allem unter den sunniti-
schen Arabern dürfte sich als Fehlschlag
erweisen. Nach dem US-Geheimdienst-
bericht über das nicht mehr existierende
Atomprogramm Teherans fehlt die Moti-
vation. Den Rest an Publizität der Reise
erledigt der Wahlkampf in den USA. 

@k.kipuros@lvz.de

KOMMENTAR

Von Kostas Kipuros

Unnütze Mission  

Privater Sicherheitsdienst auf Streife: Jens Bliefner (r.) und Norman Lietz patrouillieren durch das thüringische Hermsdorf.  Foto: Michael Reichel

Von JENS VOIGT

Hermsdorf. „Hallo, jemand zu Hau-
se?“ Norman Lietz klopft, klingelt, lugt
durchs Fenster. Doch Frau Patzer ist
wohl nicht daheim. Schade. Denn die
betagte Dame hätte so etwas wie eine
Kronzeugin sein können – dafür, dass
es sich lohnt, wenn eine Stadt sich Poli-
zei-Ersatz kauft. Sie wohnt im Pfört-
nerhaus eines verwaisten Industrie-
geländes am Rand von Hermsdorf. Ver-
witterte Baracken, dunkle Wege, nur
hier und da eine funktionierende La-
terne. Schon öfter seien nachts dunkle
Gestalten unterwegs gewesen, erzählt
Lietz, fünf Mal gingen Scheiben zu
Bruch. Bis die Frau schließlich die Hot-
line von Flash Security wählte – seit-
dem Lietz und sein Partner Jens Blief-
ner hier patrouillieren, gibt es keinen
Glasschaden mehr bei Oma Patzer.

Seit November bestreift Flash Securi-
ty das Stadtgebiet. „Es gab massive
Probleme. Feten und Zechgelage im
Freien, Partys oder einfach nur Lärm
in den Häusern. Spielplätze waren vor
lauter Glasscherben nicht mehr be-
nutzbar, Müll lag herum, Wände waren
beschmiert“, erzählt Bürgermeister
Gerd Pillau (parteilos). Weder die Woh-
nungsgesellschaften noch das Ord-
nungsamt hätten die Lage in den Griff
bekommen. Und die Polizei? „Die hat,
wenn’s passiert, Feierabend.“ Für 
die gesamte Verwaltungsgemeinschaft
sind nur zwei Kontaktbereichsbeamte
zuständig, und das maximal bis 18
Uhr. „Danach können wir nur noch bei
der Inspektion in Stadtroda anrufen.

Aber ehe von denen jemand hier ist, ist
es meistens zu spät.“

Also hat die Wohnungs- und Haus-
verwaltungs GmbH, die 1800 Wohnun-
gen in Hermsdorf betreut, Kontakt zu
Flash Security gesucht, später stiegen
die Wohnungsgenossenschaft Herms-
dorf und die Stadt mit ein. Gemeinsam
schlossen sie den Vertrag und teilen
sich in die Kosten von knapp 8000 Eu-
ro monatlich. Laut Geschäftsführer
Christian Rücker betreut die Firma
Wohnviertel in Berlin, Halle und ande-
ren Städten mit insgesamt rund 
200 000 Wohneinhei-
ten. Bürgermeister
Pillau freut sich: „Seit
der private Wach-
dienst unterwegs ist,
ist es deutlich ruhiger
geworden.“ Eine gan-
ze Reihe von Krakee-
lern sei auf frischer Tat erwischt wor-
den, auch Sachbeschädigungen wür-
den nun „viel weniger“ gemeldet. Sein
Fazit: „Wir sind zufrieden.“

Später Nachmittag in Hermsdorf, un-
terwegs mit Bliefner und Lietz. Sie lau-
fen durchs Neubaugebiet im Waldvier-
tel. Blöcke, Hochhäuser, errichtet in
der DDR, als Tausende in den Kerami-
schen Werken arbeiteten oder bei
Zeiss. In den achtziger Jahren hatte
man über 11 000 Einwohner, jetzt sind
es noch 8600. Im Waldviertel leben
nun nicht mehr sozialistische Arbeiter-
familien, sondern die, die bleiben woll-
ten oder müssen. Man lockt Jenaer
Studenten mit WG-geeigneten Quartie-
ren oder Sparfüchse. Rund 200 Russ-

landdeutsche und Spätaussiedler beka-
men hier Bleiben, es gibt Hauseingän-
ge mit vielen russischen oder altdeut-
schen Namen auf den Klingelschildern,
auch einige junge Leute mit langen
oder bunten Haaren. Vielleicht ist das
ein bisschen viel für Hermsdorf. Zu-
mal, wenn manchem der Neuen eine
Lebensgestaltung zu eigen ist, die doch
erheblich abweicht vom Üblichen in alt
gewordenen Neubaugebieten einer
Thüringer Kleinstadt.

„Es gab Wochenenden, da haben wir
kein Auge zugemacht“, erzählt Hei-

drun Bennemann,
die in einem der
Hochhäuser wohnt,
„es war so laut, dass
wir nicht mal den
Balkon nutzen konn-
ten.“ Wie sie seien
viele der Älteren rat-

los und verunsichert gewesen. Umso
mehr ist sie nun „heilfroh“ über den
privaten Wachdienst im städtischen
Auftrag. Von solcherart Lob hat Bür-
germeister Pillau eine ganze Mappe
voll: Briefe, E-Mails, Gesprächsnotizen.
Es sei ihm „ein Bedürfnis, Danke zu sa-
gen“, schreibt ein Herr R., und der
Stadtrat möge sich nicht beirren lassen
„durch Kritik von politisch interessier-
ter Seite“. Eine ganze Hausgemein-
schaft lässt ausrichten, „wir Mieter
fangen an, uns wieder wohl zu fühlen“. 

Drei Türen neben der des Bürger-
meisters feilen die Kontaktbereichsbe-
amten an Vernehmungsprotokollen,
Unfallflucht und Sachbeschädigung.
Nichts Aufregendes. Dass Flash Securi-

ty ihnen die Täter nun frei Haus liefere,
davon könne keine Rede sein. Inspekti-
onsleiter Peter Oertel spricht von sta-
gnierenden Deliktzahlen auf niedrigem
Niveau, vielleicht seien es ein paar
Sachbeschädigungen mehr. Insgesamt,
so Oertel, habe man in Hermsdorf eine
„außerordentlich ruhige polizeiliche
Lage“ und sei „absolut ausreichend
aufgestellt“. Die Sätze des Inspektion-
schefs lassen deutlich erkennen, dass
ihm die Botschaft von der polizeiver-
lassenen Stadt in die Nase gestiegen ist
und er wenig davon hält, soziale Kon-
flikte per Wachdienst entsorgen zu
wollen. 

Die privaten Sheriffs – die einen
Stundenlohn von 4,40 Euro haben –
tragen keine Waffen, dürfen eigentlich
nicht mehr als jeder Bürger: Einschrei-
ten, wenn gegen Gesetz, Satzung oder
Hausordnung verstoßen wird, maximal
Täter festhalten bis zum Eintreffen der
Polizei. „Es ist so wie früher beim
Abschnittsbevollmächtigten“, erklärt
Bliefner, „das Wichtige für die Leute ist,
dass wir überhaupt da sind.“ Der 
40-jährige (um-)gelernte Wachschützer
aus Weißenfels hat bisher vor allem Si-
cherheitstransporte gefahren und „Dis-
kotheken gemacht“. Sein 26-jähriger
Kollege Lietz aus Naumburg ist nach
fünf Jahren Bundeswehr hier gelandet,
Streifendienst in einer ganzen Stadt ist
für beide neu. „Macht aber Spaß“, be-
tont Bliefner, „mit etlichen Anwohnern
sind wir schon per du.“ Und der eine
oder andere vormalige Sünder käme
inzwischen von selbst auf sie zu, um zu
versichern, dass alles in Ordnung sei.

Private Sheriffs statt Polizei 
Weil Hermsdorf zu wenig Ordnungshüter hat, übernimmt Sicherheitsfirma die Patrouillen

Bürgermeister Gerd Pillau: Es gab
massive Probleme. Seit der private
Wachdienst unterwegs ist, ist es
deutlich ruhiger geworden.

Berlin/Wiesbaden. Die Bundeskanzlerin
muss dafür sorgen, dass ab sofort ernst-
haft und unabhängig von Wahlkämpfen
über die gesellschaftlichen Gefahren von
Jugendgewalt und Angriffen auf Polizis-
ten gesprochen wird. Das verlangt Kon-
rad Freiberg, der Vorsitzende der Ge-
werkschaft der Polizei. 

Frage: Die schnelle Abschiebung, auch
innerhalb der EU, ist für manche ein Weg
zur Bekämpfung von Jugendgewaltkrimi-
nalität. Das klingt doch nach einem
praktikablen Ansatz?

Konrad Freiberg: Emotional mag das
einleuchtend klingen. Ganz so, als ob
man durch Ausweisung ein Problem ab-
schieben kann. Doch so einfach ist es
nicht. Der Ausgangspunkt dieser jüngs-
ten Debatte, der Überfall auf den Rentner
in München, belegt das. Zwei Täter mit
griechischen beziehungsweise türkischen
Wurzeln. Diese Täter hätten schon längst
und für längere Zeit bei uns eingesperrt
gehört. Das wäre möglich gewesen, wur-
de aber nicht gemacht. Das ist das
Grundproblem. 

Wenn schon nicht einsperren, dann

wenigstens erfolgreich abschie-
ben?

So flott, wie behauptet, geht da
gar nichts. International ist die
Lage der Menschenrechte im je-
weiligen Land zu beachten. Inner-
halb der Europäischen Union
müssten alle wissen: Auf EU-Ebe-
ne kann nur bei ganz, ganz
schweren Straftaten ab-
geschoben werden. Da
muss das Wohl des Staa-
tes gefährdet sein, das
gilt nicht für „normale
Straftaten“. Die EU basiert auf dem Prin-
zip der offenen Grenzen. Wenn Politiker
eine Abschiebung in der EU fordern, dann
müssten sie eigentlich wissen – falls es
überhaupt geht: Sollte ein Täter im Flug-
zeug abgeschoben werden können, dann
setzt der sich umgehend in den Zug und
kehrt über die offene Grenze zurück. 

In Hessen trat Roland Koch mit for-
schen Forderungen zur Strafverschär-
fung auf, um jetzt einräumen zu müssen,
sein Bundesland ist Schlusslicht bei der
Arbeit der Jugendgerichte, bei der Vor-

sorge und hat wenig Jugend-Ar-
restplätze. Das ist peinlich. Aber
gut ist doch, dass er das Thema
wenigstens angesprochen hat?

Seit Jahren haben Politiker die
Augen verschlossen vor der ver-
hängnisvollen Bedrohung durch
Gewaltkriminalität. Bei jeder Vor-
lage der jährlichen Kriminalitäts-

statistik haben sie geju-
belt über den Rückgang
der Eigentumskriminali-
tät. Dabei hat sich da oft
nur das Täterverhalten

verschoben. Der Anstieg der Gewaltkri-
minalität hätte sie aber aufrütteln müs-
sen: Wir Polizisten wissen, das ist immer
ein Zeichen dafür, dass in der Gesell-
schaft etwas nicht stimmt. Gerade wenn
der Anteil gewalttätiger Jugendlicher
sehr hoch ist. Im gleichen Zusammen-
hang hat auch die Gewalt gegen Polizis-
ten spürbar zugenommen. Wir haben da-
vor gewarnt. 

Jetzt hat Koch das thematisiert. Also
sollten Sie ihm dankbar sein?

Herrn Koch bin ich nicht dankbar. Ich

wäre dankbar gewesen, wenn man die-
ses Thema mit dem gebotenen Ernst und
der notwendigen Sachlichkeit angespro-
chen hätte und nicht darum, Leute kurz-
zeitig aufzuputschen. 

In vielen Bundesländern liegt im Be-
reich Jugendgewaltkriminalität manches
im Argen, auch in Hessen. Ihr Vorschlag
für einen Runden Tisch bei der Kanzlerin
ist zunächst abgeschmettert worden.
Gibt es wirklich nichts zu besprechen?

Spätestens das Eingeständnis von Ro-
land Koch sollte die Kanzlerin aufrütteln:
Er thematisiert die Jugendgewalt und
muss gleichzeitig große Defizite bei deren
Bekämpfung einräumen. Da muss doch
auch die Kanzlerin merken, dass da
grundsätzlich etwas nicht stimmt. Da
kann nicht mehr nur ein Innenminister
oder ein Ministerpräsident helfen. Inte-
gration und Jugendgewalt gehen uns alle
an. Dieser Verantwortung sollte sich die
Bundeskanzlerin stellen. Das Thema
wird auf der Tagesordnung bleiben, ganz
unabhängig von irgendwelchen Wahl-
kämpfen. Frau Merkel, das ist jetzt Ihre
Sache. Interview: Dieter Wonka

„Politiker haben seit Jahren die Augen verschlossen“  
Polizei-Gewerkschaftschef Freiberg über Jugendgewalt und Wahlkampf-Debatten

INTERVIEW

Konrad Freiberg

Berlin. Millionen Steuerzahler können
hoffen, dass die Pendlerpauschale bald
wieder ab dem ersten Kilometer gezahlt
wird. Der Bundesfinanzhof (BFH) hat
gestern in München mit mündlichen Ver-
handlungen gegen die weitreichende
Streichung der Entfernungspauschale
bei der Steuerberechnung zum 1. Januar
2007 begonnen, gegen die Heino Ham-
brecht, ein Bäckermeister aus Baden-
Württemberg, sowie ein Energietechni-
ker aus Mecklenburg-Vorpommern ge-
klagt hatten. Das Gericht ließ Zweifel
daran durchblicken, dass Fahrten zwi-
schen Wohnung und Arbeitsplatz nicht
als beruflich veranlasst und voll steuer-
lich abzugsfähig angesehen werden.

Auch die bei den Regelungen zur
doppelten Haushaltsführung ent-
stehenden Kosten seien als
„Mobilitätskosten“ zu werten
und vollständig steuerlich ab-
setzbar, so die Finanzrichter.

Mit der Pendlerpauschale kön-
nen Fahrtkosten zwischen Woh-
nung und Arbeitsplatz steuer-
mindernd geltend gemacht wer-
den. Seit Beginn letzten Jahres
sind die 30 Cent je Kilometer je-
doch nur noch vom 21. Entfernungskilo-
meter an steuerlich absetzbar. Das neu
eingeführte Werkstor-Prinzip besagt,
dass die Arbeitssphäre erst am Werkstor
– also mit Betreten der Arbeitsstätte –

beginnt und die Fahrten zur Ar-
beit demnach der Privatsphäre
zuzurechnen sind. 

Obwohl nur das Bundesverfas-
sungsgericht in Karlsruhe die
Neuregelung endgültig kippen
kann, ist die Entscheidung des
obersten deutschen Finanzge-
richts richtungsweisend. „Wenn
der BFH die Regelung als verfas-
sungsrechtlich bedenklich oder
gar verfassungswidrig einstuft,

ist dies auch ein wichtiges Signal an die
Politik. Und ich hatte den Eindruck, dass
die Richter unseren Argumenten heute
sehr zugänglich waren“, sagte der Ge-
schäftsführer des Bundes der Steuerzah-

ler, Reiner Holznagel, dieser Zeitung. 
Der Verein hält die Kürzung der Pend-

lerpauschale für verfassungswidrig und
fordert eine dringende Entlastung der
Steuerzahler. Bei der Verhandlung sei
deutlich geworden, dass die Politik nicht
aus steuersystematischen Gründen ent-
schieden habe, sondern Geld brauche,
um Ausgaben zu finanzieren, betont
Holznagel. Er warnt davor, die Bürger
bei einer entsprechenden Entscheidung
des Bundesverfassungsgerichts weiter
zu belasten: „Wenn die Kürzung wie von
uns erwartet wieder gekippt wird, darf
die große Koalition die Pendlerpauschale
nicht wie bereits angedeutet auf 20 Cent
senken.“ Die momentane Kilometerbe-

trag in Höhe von 30 Cent sei bereits
nicht kostendeckend. Realitätsnah wärte
dagegen ein Richtwert von 35 Cent. Das
Bundesfinanzministerium erklärte dage-
gen, das Verfahren behandle „typische
politische Streitfragen“, die auch im Par-
lament entschieden werden müssten.
Ähnliche Einschränkungen des steuerli-
chen Abzugs von Wegekosten würden
auch in vielen anderen EU-Ländern gel-
ten.

Die Entscheidung des Bundesfinanz-
hofs wird innerhalb der nächsten zwei
Wochen erwartet. Die abschließende
Klärung durch das Bundesverfassungs-
gericht erfolgt voraussichtlich noch in
diesem Jahr. Ellen Großhans

Werkstor-Prinzip auf der Kippe
Bundesfinanzhof prüft Pendlerpauschale / Steuerzahlerbund warnt vor Absenkung des Kilometerbetrags

Heino 
Hambrecht

Berlin/Wiesbaden. Bei der Bearbei-
tung von Fällen der Jugendkriminalität
liegt das allein von der CDU regierte
Bundesland Hessen im föderalen
Wettbewerb am Ende in der Bundes-
republik. Lange Bearbeitungszeiten im
Justizbereich, wenig Arrestplätze und
eine zu umständliche Organisation der
Richterschaft räumt nun auch Minister-
präsident Roland Koch (CDU) ein. Der
Spitzenkandidat für die Landtagswahl
am 27. Januar hatte zuvor Schlagzeilen
gemacht mit Forderungen nach schär-
feren Gesetzen. 

Der hessische Justizminister Jürgen
Banzer, ein Parteifreund von Koch,
kündigte nun eine gewisse Schluss-
folgerung an: Stellen von Verwaltungs-
richtern sollten zugunsten von Stel-
len für die Jugendstrafjustiz umge-
schichtet werden und bis 2009 sollte in
Hessen die Zahl der Plätze im Jugend-
arrest verdoppelt werden – von 36 auf
72. 

Als „völligen Schwachsinn“ wies der-
weil Bundesjustizministerin Brigitte
Zypries (SPD) Kochs Pläne zur Ver-
schärfung des Jugendstrafrechts zu-
rück. Der Ministerpräsident kenne of-
fenbar die Gesetzeslage nicht: „Wir ha-
ben längst den Warnschuss-Arrest von
bis zu vier Wochen.“ Solche Einrichtun-
gen funktionierten aber nicht wegen
der zu hohen Rückfall-
quote. Es sei ein „Irr-
tum, dass schärfere
Strafandrohungen zu
weniger Straftaten
führen.“ Die beste Vor-
beugung sei immer
noch, „zu vermeiden,
dass überhaupt Straf-
taten begangen wer-
den“.

In fast beispielloser
Direktheit haben mitt-
lerweile zahlreiche
Migrantenorganisationen an Bundes-
präsidenten Horst Köhler und Bundes-
kanzlerin Angela Merkel (CDU) appel-
liert, Koch zur Ordnung zu rufen. In ei-
nem offenen Brief von rund 100 Orga-
nisationen an die Kanzlerin heißt es
unter anderem: „Wo offene, konstrukti-
ve Gespräche und an der Sachlage ori-
entierte Lösungsvorschläge nötig wä-
ren, richten Sie durch Wahlpolemik er-
heblichen Schaden an.“

Der Vorsitzende der Türkischen Ge-
meinde in Deutschland, Kenan Kolat,
rief die hessischen Wähler zur Abwahl
von Koch auf. Mit seinen Erklärungen
zum Jugendstrafrecht und zu Erzie-
hungscamps betreibe Koch „eine Spal-
tung der Gesellschaft“. Man habe
Angst, „dass populistische Politiker
Ressentiments in der Bevölkerung an-
stacheln und so Wege für neue Verbre-
chen ebnen“, sagte Kolat. Man habe die
Mordanschläge auf Türken in Deutsch-
land Anfang der 1990er Jahre in Mölln
und Solingen „nicht vergessen“. Die
Gemeinde verbindet 230 Vereine und
Verbände als nicht-religiöse Interes-
senvertretung. 

Die hessische SPD-Spitzenkandidatin
Andrea Ypsilanti kündigte an, sie wolle,
im Fall ihres Wahlsieges, die von der
CDU zu verantwortende Streichung von
1186 Polizeistellen in Hessen wieder
rückgängig machen. Schließlich drück-
ten die Polizisten im Land bereits heute
über zwei Millionen Überstunden. Die-
ter Wonka

Jugendkriminalität

Koch 
in der

Bredouille 

HINTERGRUND

Kein anderes Bundesland braucht bei der
Bearbeitung von Jugendstraftaten mehr
Zeit als Hessen. Nach Recherchen der
ARD vergehen in Hessen vom Eingang
beim Amtsgericht bis zum Urteil durch ei-
nen Jugendrichter 4,1 Monate. Der Bun-
desdurchschnitt – ohne Brandenburg und
Hamburg, die keine Angaben machten –
liegt bei 3,1 Monaten. 

Auch bei der Bearbeitung schwerer
Straftaten wie Mord oder Totschlag liegt
Hessen unter den Flächenländern ganz
hinten. So brauchen die hessischen Land-
gerichte im Schnitt acht Monate für die
Bearbeitung eines Verfahrens, während
der Bundesdurchschnitt – wiederum ohne
ohne Brandenburg und Hamburg – 
5,4 Monate benötigt. Die Landgerichte in
Thüringen sind mit 3,5 Monaten am
schnellsten. Länger als in Hessen dauert
es nur in Bremen. ddp

Hessen Schlusslicht
bei Verfahrensdauer

Roland Koch

Suche 
Klassik-Schallplatten

Ich bin ein Klassik-Musiklieb-
haber und möchte diese 
Tondokumente erhalten und 
bewahren. 

Bitte rufen Sie mich an unter
Tel. 034722  30093

Wenn gewünscht, rufe ich gerne
zurück. Besichtigung und Abho-
lung sind kein Problem. Preis
nach Vereinbarung.
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